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Stadt Erding 
Bebauungsplan Nr. 171 II und 171 III 
für das Gebiet „westlich der Sandgrubensiedlung“ 

- Vorentwurf - 

Rechtsgrundlagen 

Die Stadt Erding erlässt aufgrund §§ 2, 9 und 10 Baugesetzbuch (BauGB), Art. 81 
Bayerische Bauordnung (BayBO) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der jeweils zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung 
den folgenden Bebauungsplan als Satzung. 

Dieser Bebauungsplan ersetzt innerhalb seines Geltungsbereiches die rechtsverbindlichen 
Bebauungspläne Nr. 115, 138 sowie den Bebauungsplan Nr. 168 III und dessen 3. 
Änderung. 

Bestandteile 

Der Bebauungsplan besteht aus: 

I Planzeichnung 

II Textliche Festsetzungen 

III Textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

IV Verfahrensvermerke 

V Begründung mit Umweltbericht 

jeweils in der Fassung vom 02.07.2026. 

Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus der Planzeichnung 
(Teil I). 

Baunutzungsverordnung 

Für diese Satzung gilt, soweit nachfolgend im Einzelnen nichts Abweichendes geregelt 
wird, die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

I Planzeichnung 

(Siehe gesonderte Planzeichnung, Maßstab 1:1.000, in der Fassung vom 02.07.2026 mit 
zugehöriger Planzeichenerklärung.) 

II Textliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 6 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

1.1. Gemäß § 4 BauNVO wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA, bestehend aus den 
Teilbereichen  WA1 bis WA10) festgesetzt. 

1.1.1. Im Allgemeinen Wohngebiet (WA1 bis WA10) sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen: 

- Gartenbaubetriebe und 

- Tankstellen 

ausgeschlossen. 
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1.2. Gemäß § 11 BauNVO wird ein sonstiges Sondergebiet mit den Teilbereichen SO1, 
SO2 und SO3 mit der Zweckbestimmung „Mobilitätsstation“ festgesetzt. 

Das Sondergebiet „Mobilitätsstation“ dient vorwiegend dem Allgemeinen Wohngebiet 
zur Unterbringung von Stellplätzen sowie alternativen Mobilitätsangeboten in 
Garagengebäuden. Daneben sind auch untergeordnete Nutzungen zulässig, die der 
Versorgung und allgemeinen Infrastruktur des Planungsgebiets dienen. 

1.2.1. Im sonstigen Sondergebiet Teilbereich SO1 und SO2 sind zulässig: 

- Garagengebäude mit Garagengeschossen, 

- die der Versorgung des Planungsgebiets dienende Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften, 

- untergeordnete Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 

- untergeordnete Sport- und Spielanlagen sowie 

- mit den oben genannten Nutzungen in Zusammenhang stehende Neben- und 
Infrastruktureinrichtungen (z.B. Trafostationen, Technikräume, öffentliche 
Toiletten, Elektroladesäulen, Carsharing, Packstationen, Fahrradverleih und -
reparatur). 

1.2.2. Im sonstigen Sondergebiet Teilbereich SO3 sind zulässig: 

- Garagengebäude mit Garagengeschossen, 

- untergeordnete Sport- und Spielanlagen sowie 

- mit der oben genannten Nutzung in Zusammenhang stehende Neben- und 
Infrastruktureinrichtungen (z.B. Trafostationen, Technikräume, öffentliche 
Toiletten, Elektroladesäulen, Carsharing). 

2.  Fläche für Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

Die Gemeinbedarfsfläche „Kindertagesstätte (KITA)“ dient der Unterbringung von 
Gebäuden, Anlagen und Einrichtungen für Kindergärten, -krippen und -horte sowie 
zugehörige Nebeneinrichtungen (wie z. B. Spielplätze, Sportanlagen) und für 
Stellplätze.  

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

3.1. Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus der maximal zulässigen Grundfläche 
(GR) sowie den Festsetzungen zur Wandhöhe (WH) als Höchstmaß. Die 
Festsetzung erfolgt durch Eintrag in der Planzeichnung. 

3.2. Die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen beziehen sich auf den jeweils in 
der Planzeichnung festgelegten und nachstehend zugeordneten Höhenbezugspunkt 
(im DHHN 2016): 

 Höhenbezugspunkt A (461,40 m über NHN): WA1, WA2 und WA4; 

 Höhenbezugspunkt B (462,18 m über NHN): WA3, SO1, Fläche für Gemeinbedarf; 

 Höhenbezugspunkt C (462,03 m über NHN): WA5; 

 Höhenbezugspunkt D (462,96 m über NHN): WA6 und WA9; 

 Höhenbezugspunkt E (462,34 m über NHN): WA7, WA8 und nördlicher Teil WA10 
(Baufenster 10.1, 10.2); 

 Höhenbezugspunkt F (462,85 m über NHN): SO2 und mittlerer Teil WA10 
(Baufenster 10.3, 10.4, 10.5, 10.6); 

 Höhenbezugspunkt G (463,10 m über NHN): SO3. 

3.3. Die Wandhöhe (WH) ist das Maß zwischen dem zugeordneten Höhenbezugspunkt 
und oberem Abschluss der Wand (bei Flachkonstruktionen bis 5° Dachneigung).  
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3.4. Notwendige Dachaufbauten von untergeordneter Bedeutung dürfen die festgesetzte 
Wandhöhe bis zu einer maximalen Höhe von 3,0 m über ihrem Durchstoßpunkt 
durch die Dachfläche überragen. Sie sind mindestens um deren realisierte Höhe von 
den Gebäudeaußenkanten abzurücken. Die Grundflächen der Dachaufbauten (mit 
Ausnahme von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie und des Sonnenlichts) 
dürfen nicht mehr als 10% der Fläche des darunter liegenden Geschosses betragen.  

3.5. Die zulässige Grundfläche (GR) darf im Allgemeinen Wohngebiet (WA) durch die 
Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu 50 
vom Hundert überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl 
(GRZ) von 0,8. 

3.6. Die zulässige Grundfläche (GR) darf im Sonstigen Sondergebiet (SO) durch die 
Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,9 überschritten werden. 

3.7. Bei Grundstücksteilung von Baugrundstücken ist die zulässige Grundfläche (GR) 
anteilig der Fläche der überbaubaren Grundstücksfläche je Baugrundstück 
aufzuteilen. 

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

4.1. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. Diese 
dürfen durch untergeordnete Gebäudeteile (wie z.B. Vordächer, Balkone, Erker, 
Wintergärten oder Terrassenüberdachungen) bis zu 3,0 m überschritten werden, 
sofern diese insgesamt nicht mehr als zwei Drittel der Breite der Außenwand des 
jeweiligen Gebäudes in Anspruch nehmen, mindestens 2,0 m von der 
gegenüberliegenden Nachbargrenze entfernt bleiben und die nach der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) vorgeschriebenen Abstandsflächen eingehalten werden. 

4.2. Nicht abstandsflächenrelevante bauliche Anlagen, sind nach § 23 Abs. 5 BauNVO in 
den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen. 

4.3. In der Gemeinbedarfsfläche „Kindertagesstätte (KITA)“ sind Nebenanlagen gem.      
§ 14 BauNVO auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

5. Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 4, 12 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO, Art. 81 BayBO) 

5.1. Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze für Personenkraftwagen und Fahrräder ist 
nach der Satzung der Großen Kreisstadt Erding über die Ermittlung der Anzahl der 
Stellplätze für Personenkraftwagen und der Abstellplätze für Fahrräder 
(Stellplatzsatzung - StS) in der jeweils gültigen Fassung zu ermitteln.  

Die erforderlichen Stellplätze sind jeweils nach den Regelungen der Satzung der 
Großen Kreisstadt Erding über die äußere Gestaltung der Stellplätze für 
Personenkraftwagen und der Abstellplätze für Fahrräder 
(Stellplatzgestaltungssatzung - StGS) zu gestalten. 

5.2. Die erforderlichen Stellplätze des Allgemeinen Wohngebietes sind  

- für den Teilbereich WA1 oberirdisch und auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen des Baugebietes WA1 zulässig;  

- für die Teilbereiche WA2 bis WA10 nur in Tiefgaragen und in den 
Garagengebäuden des Sonstigen Sondergebiets (SO1 bis SO3) zulässig. 

5.3. Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) dürfen Tiefgaragen nur innerhalb der hierfür 
festgesetzten und bezeichneten Flächen (TGa) errichtet werden. Sie sind vollständig 
unterirdisch anzulegen und, soweit sie nicht überbaut sind, mit einer 
durchwurzelbaren Erd- und Humusschicht zu überdecken und zu begrünen.  
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5.4. Im Sonstigen Sondergebiet sind Tiefgaragen nur in den Teilbereichen SO1 und SO2 
zulässig. Sie sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und mit einem 
Geschoss zulässig. 

5.5. Im Sonstigen Sondergebiet sind an den durch Planzeichen festgesetzten Standorten 
Flächen für die der Versorgung des Baugebiets mit Elektrizität notwendigen 
Trafostationen vorzusehen. Bei technischem Erfordernis sind Abweichungen bis 10 
Meter gegenüber der Planzeichnung zulässig. 

6. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 4 und 11 BauGB) 

6.1. Die Wege, die vorrangig dem Fuß- und Radverkehr dienen, werden als 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „F+R“ festgesetzt. 

6.2. Die Flächen, die vorrangig dem Fußverkehr dienen, werden als Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung "F" festgesetzt. 

6.3. Die Flächen, die vorrangig dem Fußverkehr und dem Aufenthalt dienen, werden als 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung "Fußgängerbereich" festgesetzt. 

7. Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser         
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

7.1. Das anfallende Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen befestigten 
Flächen ist oberflächig und möglichst breitflächig auf dem Baugrundstück (bspw. in 
Versickerungsmulden oder -gräben und in Grünflächen) zu versickern.  

 Eine Versickerung über Rigolen kann zugelassen werden, sofern nachgewiesen 
wird, dass die Flächen für nur oberflächige Versickerung nicht ausreichen. Die Pflicht 
zur Versickerung entfällt, soweit das Niederschlagswasser genutzt wird. 

7.2. Die in den Baugebieten mit dem Planzeichen „Vorhalteflächen“ dargestellten Flächen 
sind zur Versickerung des in den Baugebieten anfallenden Niederschlagswassers 
vorzuhalten und von einer Überbauung freizuhalten. Kann die Versickerung auf 
anderen Flächen nachgewiesen werden, entfällt die Pflicht zur Vorhaltung. 

8. Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20, 24, 25 a/b BauGB, Art. 81 BayBO) 

8.1.  Die unbebauten Flächen der Grundstücke sind mit Rasen, Sträuchern und Bäumen 
zu bepflanzen. Geh-, Fahr- und Lagerflächen sowie Stellplätze sind auf das 
Mindestmaß zu beschränken. Pflanzvorschläge siehe unter III Textliche Hinweise 
Punkt 4.3. 

8.2. Die in der Planzeichnung mit als „zu pflanzen“ und „zu erhalten“ festgesetzten 
Bäume und Gehölze sind zu sichern und bei Absterben gleichwertig zu ersetzen. Die 
Mindestpflanzqualitäten sind der Ziffer II 8.8. zu entnehmen. 

8.3. Je 300 m² angefangene Grundstücksfläche der Baugebiete WA1-WA10 sowie der 
Fläche für den Gemeinbedarf ist mindestens ein Baum zu pflanzen. Pflanzvorschläge 
siehe unter III Textliche Hinweise Punkt 4.3. 

8.4. Die durch Planzeichen festgesetzten öffentlichen Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „Lärmschutzwall“ sind mit Sträuchern zu bepflanzen und mit 
Ansaat zu begrünen. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche sind bauliche Anlagen 
zum Zweck des Lärmschutzes, insbesondere Lärmschutzwände, zulässig, sofern sie 
der Funktion des Lärmschutzes dienen.  

8.5. Die als Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ 
festgesetzten Flächen sind mit standortgerechten Bäumen zu bepflanzen und durch 
Ansaat zu begrünen. Sie dienen zugleich der Versickerung des auf den öffentlichen  
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 Verkehrsflächen anfallenden Niederschlagwassers. Hierfür sind ab einer Breite von 
2,5 m zu begrünende Mulden für die Versickerung vorzusehen. 

8.6. In den durch Planzeichen festgesetzten öffentlichen Grünflächen und in den 
festgesetzten Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ sind 
Feuerwehrzufahrten, -aufstell- und -bewegungsflächen zulässig. Die Ausführung ist 
ausschließlich mit wasserdurchlässigen Belägen zulässig. 

8.7. Bei der Anordnung der durch Planzeichen als „zu pflanzen“ festgesetzten Bäume 
sind Abweichungen bis 10 Meter gegenüber der Planzeichnung zulässig. 

8.8.  Die durch Planzeichen bzw. Text festgesetzten Baum- und Gehölzpflanzungen sind 
in den angegebenen Qualitäten zu pflanzen: 

Einzelbaum- oder Gruppenpflanzungen 

Mindestpflanzqualität für Einzelbaum- oder Gruppenpflanzungen: 
Hochstämme oder Stammbüsche Mindestpflanzqualität: mind. 4 x verpflanzt, mit 
Ballen, Stammumfang 25-30 cm. 

Kletterpflanzen und Rankgehölze 

Mindestpflanzqualität: Solitäre, 3 x verpflanzt, Container 7,5 Liter, Höhe 100-150 cm. 

8.9. Baumpflanzungen sind entsprechend des Regelwerkes „FLL- Empfehlung für 
Baumpflanzungen“ Teil 1 und Teil 2 auszuführen. 

8.10. Für Neupflanzungen von Bäumen sind Pflanzgruben mit einem Volumen von mind. 
12 m³ bei mindestens 0,8 m Tiefe (durchwurzelbare Schicht) herzustellen. Es sind 
auch überdeckte Pflanzflächen zulässig (z.B. mit Baumrosten), wenn dies aus 
funktionalen Gründen erforderlich ist. 

8.11. Die durch das Planzeichen „Anpflanzen: Fassadenbegrünung“ gekennzeichneten 
Fassaden sind zu einem Anteil von mindestens 60% der Wandflächen mit Pflanzen 
in standortgerechter Auswahl zu begrünen. Pro Laufmeter Rankhilfe ist mindestens 
ein Kletter- bzw. Rankgehölz zu pflanzen. Hierfür darf auch auf 
Fassadenbegrünungssysteme zurückgegriffen werden. 

8.12. Alle Pflanzungen und Ansaaten pro Bauabschnitt haben nach Herstellung der 
Bezugsfertigkeit, spätestens innerhalb der darauffolgenden Vegetationsperiode, zu 
erfolgen.  

9. Bauliche Gestaltung (§ 9 Abs. 4 BauGB, Art. 81 BayBO) 

9.1. Als Dachformen sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans Flachdächer (FD) 
oder flach geneigte Dächer mit Dachneigungen unter 5° (gemessen zur 
Waagerechten) zugelassen. Bei untergeordneten Bauteilen, wie Vordächer und 
Oberlichtbänder, kann von der festgesetzten Dachform abgewichen werden. 

9.2.  Die oberste Geschossdecke von Garagengebäuden ist als geschlossenes Dach 
auszubilden.  

9.3. Flachdächer oder flach geneigte Dächer mit einer Neigung bis zu 5° sind zu 
mindestens 80% der Dachfläche extensiv zu begrünen. Es ist eine durchwurzelbare 
Mindestschichtdicke von 12 cm vorzusehen. Dies gilt nicht bei der Anordnung 
notwendiger technischer Anlagen, Pflege- und Wartungswege von max. 1 m Breite 
sowie bei der Anordnung von für Erholungszwecke nutzbaren Freibereichen 
(Dachterrassen, und -gärten, Spielbereiche oder Anlagen für sportliche Zwecke).             

9.4. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie und des Sonnenlichts auf den Dächern sind 
gemäß der Bayerischen Bauordnung (BayBO) zu errichten. Dachflächen, auf denen 
Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie angeordnet sind, sind mit einer 
Dachbegrünung zu kombinieren. Die Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 
sind aufgeständert über der Begrünung anzubringen, der Mindestabstand zwischen 
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Substratschicht und Unterkante der Paneele ist so zu wählen, dass ein 
Begrünungserfolg nach FLL-Richtlinie erreicht werden kann.  

9.5. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie und des Sonnenlichts sind an Fassaden 
zulässig, wenn die Anlagen aus rechteckigen, auf die Fassade abgestimmten 
Einzelflächen bestehen und parallel zur Fassade montiert sind. 

9.6. Fensterlose Außenwände von Gebäuden mit Wandflächen von mehr als 100 m² sind 
mit einer Fassadenbegrünung zu versehen. 

9.7. Technisch notwendige Dachaufbauten (wie z.B. Klima- und Belüftungsanlagen) sind 
mit einer blickdichten Verkleidung einzuhausen. 

9.8. Werbeanlagen dürfen im Allgemeinen Wohngebiet (WA) nur am Ort der Leistung im 
Erdgeschoss-bereich an der Hauswand angebracht werden. Sie dürfen eine Größe 
von jeweils 1 m² nicht überschreiten. Die Werbung einzelner Geschäfte, Praxen, 
Büros und Ladenlokale eines Gebäudes sind im Allgemeinen Wohngebiet in einer 
gemeinsamen Anlage zusammenzufassen. 

9.9. Innerhalb des sonstigen Sondergebiets (SO) gelten die Bestimmungen für 
Werbeanlagen des Allgemeinen Wohngebiets (WA). Diese dürfen jedoch eine Größe 
von jeweils bis zu 2 m² besitzen. 

9.10. Aufgeständerte und am Dach befestigte Werbeanlagen sind unzulässig. Lauflichter 
und elektronische Laufbänder mit Blink- und Sprungeffekten sind ausgeschlossen. 

9.11. Im Allgemeinen Wohngebiet sind Einfriedungen sind nur als HoIzstaketenzäune, 
Hecken oder dicht hinterpflanzte Maschendraht- / Gitterzäune ohne Sockel bis zu 
einer Höhe von maximal 1,20 m und einer Bodenfreiheit von mind. 10 cm zulässig. 
Bezugspunkt für die Einfriedung ist die Oberkante des fertiggestellten Geländes. 

9.12.  Im Sonstigen Sondergebiet sind Einfriedungen nur als Abtrennungen durch Hecken 
bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m und einer Bodenfreiheit von 10 cm 
zugelassen. Bezugspunkt für die Einfriedung ist die Oberkante des fertiggestellten 
Geländes. 

10.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Entsprechend der Unterlage zur bauplanungsrechtlichen Eingriffsermittlung ist ein 
Ausgleich von 29.039 m² zu leisten. Der Ausgleich von insgesamt 28.769 m² wird 
über städtebauliche Verträge gesichert. Der Ausgleich von 341 m² wird über das 
städtische Ökokonto gedeckt. Die Zuordnung der Ökokontofläche erfolgt im weiteren 
Verfahren.  

11. Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen – Baulicher 
Schallschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

11.1. Im Planungsgebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich 
schutzbedürftige Räume (z.B. Bettenräume in Krankenanstalten; Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und 
Ähnliches; Büroräume und Ähnliches) befinden, bei Errichtung und Änderung der 
Gebäude technische Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die 
gewährleisten, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung von 
Außenbauteilen gemäß den eingeführten technischen Baubestimmungen 
eingehalten werden. 

11.2. Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können (Schlaf- und 
Kinderzimmer) müssen Einrichtungen zur Raumbelüftung erhalten, die 
gewährleisten, dass in dem für den hygienischen Luftwechsel erforderlichen Zustand 
(Nennlüftung) die Anforderungen an den baulichen Schallschutz gegen Außenlärm 
eingehalten werden (s. Hinweise Ziffer 5).  
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Solche Einrichtungen könnten beispielsweise sein: vorgebaute Pufferräume, 
Prallscheiben, Spezialfenster mit erhöhtem Schallschutz bei Lüftungsfunktion, 
Schalldämmlüfter, u.a.. 
Mechanische Belüftungseinrichtungen dürfen in Schlafräumen im 
bestimmungsgemäßen Betriebszustand (Nennlüftung) einen Eigengeräuschpegel 
von 30 dB(A) im Raum (bezogen auf eine äquivalente Absorptionsfläche von 
A = 10 m2) nicht überschreiten. 

11.3. Es ist nur die Errichtung solcher Luftwärmepumpen zulässig, deren ins Freie 
abgestrahlter immissionswirksamer Schallleistungspegel LWA = 50 dB(A) je Anlage 
nicht überschreitet. Die Aufstellung von Luftwärmepumpen ist nur mit einem Abstand 
von mindestens 3 m zur Grundstücksgrenze zulässig.  

Von der Festsetzung kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des 
Baugenehmigungs- oder Genehmigungsfreistellungsverfahrens der Nachweis 
erbracht wird, dass die durch die Wärmepumpen verursachte Zusatzbelastung, die 
jeweils nach Gebietstyp zulässigen Immissionsrichtwerte nach TA Lärm um 
mindestens 6 dB unterschreitet. 

 

III Textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 
6 BauGB) 

1. Brandschutz 

 Der ausreichende Brandschutz sowie die Feuerwehrzufahrten und -zugänge sind 
gemäß den zum Bauantrag gültigen Vorschriften zu errichten. Für die Bereitstellung 
von Löschwasser ist ein Grundschutz von 96 m³/h vorgesehen. Ein darüber hinaus 
notwendiger Brandschutz ist vom jeweiligen Vorhabenträger auf dem Baugrundstück 
sicherzustellen. Weiteres ist der Begründung unter Ziffer 8 zu entnehmen.  

2. Denkmalpflege 

 Auf folgende im Plangebiet und dessen unmittelbaren Umfeld liegende 
Bodendenkmäler wird hingewiesen: 

- Denkmalnummer D-1-7637-0045 „Siedlung des Endneolithikums und der frühen 
Bronzezeit, Brandgräber und Siedlung der Urnenfelderzeit, Siedlung der 
römischen Kaiserzeit sowie Grabenwerk vor- und frühgeschichtlicher 
Zeitstellung“, 

- Denkmalnummer D-1-7637-0360 „Körpergräber des Spät- oder Endneolithikums, 
Siedlung der frühen Bronzezeit, Siedlung und Brandgräberfeld der 
Urnenfelderzeit, Siedlung und Herrenhof der Hallstattzeit, Siedlung und 
Bestattungen der Laténezeit, Siedlung der römischen Kaiserzeit und 
Körpergräber der späten römischen Kaiserzeit sowie Siedlung des frühen 
Mittelalters“ und 

- Denkmalnummer D-1-7637-0540 „Brandgräber mit Grabgärten der späten 
Latènezeit“ 

Weiteres ist der Begründung unter Ziffer 9 zu entnehmen. 

3. Abwasserentsorgung und Niederschlagwasser 

Die Abwasserentsorgung erfolgt gemäß der jeweils gültigen Satzung des 
Abwasserzweckverbandes Erdinger Moos (AZV EM). Nicht oder nur unbedeutend 
verschmutztes Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, 
gem. § 55 Abs. 2 WHG zu versickern und darf nicht in die Kanäle des AZV EM 
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eingeleitet werden. Rückhalte- und Versickerungsanlagen sind vom Vorhabenträger 
zu erstellen. Weiteres ist der Begründung unter Ziffer 10 zu entnehmen.  

4. Grünordnung und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 

4.1. Als Bestandteil des Bauantrages ist im Freistellungs- oder 
Baugenehmigungsverfahren ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan 
einzureichen. 

4.2. Bei baulichen Maßnahmen im Kronen- und /oder Wurzelbereich von 
Bestandsbäumen ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und die R SBB (Richtlinie zum Schutz von 
Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen) in der jeweils zum 
Zeitpunkt der Maßnahme gültigen Fassung zu beachten. 

4.3.  Für die durch Planzeichen bzw. Text festgesetzten Neuanpflanzungen wird die 
Verwendung von Arten aus der Artenliste der Stadt Erding in der jeweils aktuellen 
Fassung empfohlen. 

4.4.  Maßnahmen zur Vermeidung (§ 44 Abs. 1 BNatSchG)  

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote gem. § 44 BNatSchG, sind die in der 
Anlage „Artenschutzrechtlicher Planungsbeitrag“ (Stand 01.12.2025) aufgeführten 
Maßnahmen zur Vermeidung über die Festsetzungen des Bebauungsplans hinaus 
zu beachten und durchzuführen. 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung sind zu berücksichtigen: 

1V: Begrenzung der Zeiten für Baumfällung/-rodung und Gehölzschnittmaßnahmen 

2V: Minimierung des Arbeitsraumes und Schutz angrenzender ökologisch 
bedeutsamer Flächen/Biotope und Strukturen. 

4.5.    Naturschutzfachliche Eingriffsregelung – Ausgleichsflächen 

          Außerhalb des Geltungsbereiches wird auf den Ausgleichsflächen A1, A2, A3 und A4 
der Ausgleichsbedarf von 28.769 m² umgesetzt.  

 Ausgleichsfläche A1: 

 Auf dem Grundstück Fl. Nr. 87 der Gemarkung Lengdorf, Gemeinde Lengdorf 
(Flächengröße 2.900 m²) werden 2.900 m² ausgeglichen. Das Entwicklungsziel der 
Fläche ist eine artenreiche Frischwiese mit eingelagerten feuchten Mulden.  

 Ausgleichsfläche A2:  

 Auf dem Grundstück Fl. Nr. 2738, Gemarkung Zeilhofen, Gemeinde Dorfen 
(Flächengröße 9.188 m²) werden 6.000 m² ausgeglichen. Das Entwicklungsziel der 
Fläche ist eine seggen- und binsenreiche Feucht- und Nasswiese (G222-GN00BK).  

 Ausgleichsfläche A3: 

 Auf dem Grundstück Fl. Nr. 1078, Gemarkung Oberneuching, Gemeinde Neuching 
(Flächengröße 29.424 m²) werden 11.800 m² (16.857 m² - Abschlag 30% 
Verzinsung) ausgeglichen. Das Entwicklungsziel ist eine Feuchtwiese mit 
Vernässungsbereichen.  

 Ausgleichsfläche A4: 

 Auf dem Grundstück Fl. Nr. 1433/2, Gemarkung Zeilhofen, Gemeinde Dorfen 
(Flächengröße 12.632 m²) werden 3.012 m² ausgeglichen. Das Entwicklungsziel ist 
eine artenreiche Extensivmähwiese (G212-GU651L), einem Graben mit naturnaher 
Entwicklung (F212), feuchte und nasse Hochstaudenfluren (K123-GH6430) und 
Gewässerbegleitgehölz (L542-WN00BK).  
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5. Immissionsschutz 

5.1. Auf das Gutachten der Lärmschutzberatung Steger & Partner GmbH, Bericht Nr. 
3432-01/B1/pel vom 10.03.2026 wird hingewiesen. Weiteres ist der Begründung 
unter Ziffer 5 zu entnehmen. 

5.2. Es wird darauf hingewiesen, dass das Baugebiet aus Richtung Westen und Süden 
durch die Geräuschimmissionen der Dachauer Straße und der Sigwolfstraße sowie 
durch die internen Erschließungsstraßen stark geräuschbelastet ist. Relevante 
Geräuschimmissionen können auch von den geplanten Mobilitätsstationen in den 
Teilflächen SO1, SO2 und SO 3 sowie von der Kindertagesstätte ausgehen. Die 
Gebäude im Umfeld der Teilfläche SO1 sind darüber hinaus Gewerbegeräuschen 
aus einem geplanten Café ausgesetzt. 

Die erhöhten Geräuschimmissionen durch Gewerbe und Verkehr erfordern baulichen 
Schallschutz gegen Außenlärm. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Schalltechnischen Gutachtens waren zur Erfüllung 
der Anforderungen an den baulichen Schallschutz gegen Außenlärm folgende 
gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße ausreichend:  

Bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen, Übernachtungsräumen in Beherbergungs-
stätten, Unterrichtsräumen und ähnliches: erf.R′w,ges ≥  35 dB, 

Abweichend waren in einigen Baufeldern folgende gesamte bewertete Bau-Schall- 
dämm-Maße erforderlich:   

Teilfläche WA4, Baufeld 4.1, Westfassade: erf.R′w,ges ≥  36 dB, 

Teilfläche WA4, Baufeld 4.3, Westfassade: erf.R′w,ges ≥  36 dB, 

Teilfläche WA3, Baufeld 3.3, Westfassade: erf.R′w,ges ≥  37 dB, 

Teilfläche WA6, Baufeld 6,1, Westfassade: erf.R′w,ges ≥  36 dB, 

Teilfläche WA6, Baufeld 6,2, Westfassade: erf.R′w,ges ≥  36 dB, 

                      Südfassade: erf.R′w,ges ≥  36 dB, 

Teilfläche WA9, Baufeld 9.1, Westfassade: erf.R′w,ges ≥  40 dB,         

        Südwestfassade: erf.R′w,ges ≥  41 dB, 

Teilfläche WA10, Baufeld 10.5, Westfassade: erf.R′w,ges ≥  36 dB, 

Teilfläche SO1, KiTa, Nordfassade: erf.R′w,ges ≥  39 dB. 

Für Büroräume und ähnliches gelten um 5 dB geringere Anforderungen. 

 Die angegebenen Schalldämm-Maße erf.R′w,ges müssen durch die Gesamtfassade, 
d.h. die Summe aller Außenbauteile einschließlich Fenster, Rollladenkästen, 
Schalldämmlüfter etc. erreicht werden. 

5.3. Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungsfreistellungsverfahrens durch eine 
schalltechnische Untersuchung ausreichender Schallschutz gemäß den eingeführten 
technischen Baubestimmungen (bautechnischer Nachweis nach Art. 62 BayBO) 
nachgewiesen wird. 

5.4. Die Verantwortlichkeit für ausreichenden baulichen Schallschutz gegen Außenlärm 
liegt unabhängig von den Angaben in den o.g. Hinweisen beim Bauherrn bzw. 
seinem Bevollmächtigten. 

6. Hochwasserschutz 

Der Planungsumgriff ragt teilweise in den Bereich eines hundertjährlichen 
Hochwasserereignisses (HQ100). Dieser Bereich ist von Hochbauten freizuhalten. 
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Sind im Bereich des HQ100 Baumaßnahmen geplant, so ist eine Abstimmung mit 
dem zuständigen Wasserwirtschaftsamt erforderlich. Bei Veränderungen des 
Bestandsgeländes müssen in Abstimmung mit dem zuständigen  

Wasserwirtschaftsamt geeignete Maßnahmen zum Retentionsraumausgleich 
geschaffen werden. Das Wasserwirtschaftsamt ist zwingend im Bauantragsverfahren 
zu beteiligen. Weiteres ist der Begründung unter Ziffer 6 zu entnehmen. 

7. Grundwassermessstellen 

Die im Zuge des hydrogeologischen Gutachtens (Wagerer GeoConsult, München, 
22. April 2014) innerhalb des Geltungsbereichs errichteten Grundwassermessstellen 
sind in der Planzeichnung als Hinweis gekennzeichnet. Diese sind vor Beschädigung 
zu schützen und dauerhaft zugänglich zu halten. 

8. Abstandsflächen 

Nach Art. 6 Abs. 5 BayBO beträgt die Tiefe der Abstandsflächen 0,4 H, jeweils aber 
mindestens 3 m. Für solche Regelungen in Bebauungsplänen gilt § 33 BauGB 
entsprechend. Nach Art. 6 Abs. 2 BayBO müssen Abstandsflächen auf dem 
Grundstück selbst liegen. Sie dürfen sich ganz oder teilweise auf andere 
Grundstücke erstrecken, wenn rechtlich oder tatsächlich gesichert ist, dass sie nicht 
überbaut werden, oder wenn der Nachbar gegenüber der Bauaufsichtsbehörde 
schriftlich zustimmt; die Zustimmung des Nachbarn gilt auch für und gegen seinen 
Rechtsnachfolger.  

Bei Umsetzung der maximal zulässigen Wandhöhe liegt die nach Bauordnungsrecht 
erforderliche nördliche Abstandsfläche des Sonstigen Sondergebietes SO3 teilweise 
auf den Grundstücksflächen des Allgemeinen Wohngebietes WA10. Die 
Abstandsfläche liegt auf Vorhalteflächen zur Niederschlagswasserversickerung, die 
gem. Ziffer II Textliche Festsetzung 7.2 von Bebauung freizuhalten sind und  
überdeckt sich nicht mit anderen Abstandsflächen. Die allgemeinen Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und eine ausreichende Belichtung und 
Belüftung können somit sichergestellt werden. Die nach Art. 6 Abs. 2 BayBO 
erforderlichen Nachweise oder Zustimmungen sind gegenüber der 
Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 

9. Sichtdreiecke 

Die Sichtdreiecke sind von oberirdischer Bebauung freizuhalten. Weiteres ist der 
Begründung unter Ziffer 11 zu entnehmen. 

10. Liniengebundene Leitungsnetze 

Im Plangebiet befinden sich liniengebundene Leitungsnetze. Diese sind bei der 
Bauausführung zu schützen. Sie dürfen nicht überbaut und vorhandene 
Überdeckungen nicht verringert werden. Eine Umverlegung muss im Vorfeld vom 
Bauherrn mit dem jeweiligen Eigentümer bzw. Betreiber abgestimmt werden.  

Bei der Neupflanzung von Bäumen ist insbesondere das „Merkblatt Bäume, 
unterirdische Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV) zu beachten. Sollte dies nicht möglich sein, müssen 
Schutzmaßnahmen nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 125 hergestellt werden. 

11. Kinderspielplatzsatzung 

Auf die Satzung der Großen Kreisstadt Erding über die Herstellung und Ablösung 
von Kinderspielplätzen (Kinderspielplatzsatzung - KSpS) wird hingewiesen. 
Spielplätze sind entsprechend der Satzung in der aktuellen Fassung zu errichten und 
zu gestalten. 
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12. Normen und Richtlinien 

Die in diesem Bebauungsplan genannten FLL-Richtlinien, DIN-Normblätter, ISO-
Normen und VDI-Richtlinien liegen in der Bauverwaltung der Stadt Erding zur 
Einsichtnahme bereit. Sie können auch über den Beuth-Verlag, Berlin, bezogen 
werden. Zudem sind alle Normen und Richtlinien beim Deutschen Patentamt 
archiviert. 

 

IV Verfahrensvermerke 

1. Der Stadtrat der Stadt Erding hat in der Sitzung vom 27.03.2012 gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 171 II beschlossen. Der Aufstel-
lungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Der Stadtrat der Stadt Erding hat in der Sitzung vom 21.03.2013 gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung Bebauungsplans Nr. 171 III beschlossen. Der Aufstel-
lungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht. 

3. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 171 II in der 
Fassung vom 04.06.2013 hat in der Zeit vom 26.06.2013 bis einschließlich 
31.07.2013 stattgefunden. 

4. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 171 III in der 
Fassung vom 29.10.2014 hat in der Zeit vom 17.12.2014 bis einschließlich 
28.01.2015 stattgefunden. 

5. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 171 II in der 
Fassung vom 04.06.2013 hat in der Zeit vom 04.06.2013 bis einschließlich  
31.07.2013 stattgefunden. 

6. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 171 III in der 
Fassung vom 29.10.2014 hat in der Zeit vom 17.12.2014 bis einschließlich 
28.01.2015 stattgefunden. 

7. Die erneute frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit 
öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 
171 II und III in der Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ stattgefunden. 

8. Die erneute frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 171 II 
und III in der Fassung vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ stattgefunden. 

9. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 171 II und III in der Fassung vom 
__.__.____ wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  
§ 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ beteiligt. 

10. Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 171 II und III in der Fassung vom __.__.____ 
wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ im Internet veröffentlicht. Zusätzlich zur Veröffentlichung im 
Internet wurden folgende andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten 
vorgehalten: Papierauslage im Rathaus, Landshuter Straße 1, im Flur des 2. 
Obergeschosses, während der allgemeinen Dienststunden. 
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11. Die Stadt Erding hat mit Beschluss des Stadtrats vom __.__.____ den 
Bebauungsplan gemäß  
§ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen. 
 

 

 

             
Erding,       Max Gotz  
        Oberbürgermeister 

12. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am __.__.____ gemäß § 10 
Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan 
mit Begründung und zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu den 
allgemeinen Dienststunden in der Stadtverwaltung zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der 
Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 S. 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der 
Bekanntmachung hingewiesen. 

 
 

 
            
Erding,       Max Gotz  
        Oberbürgermeister 


